
1 �g��Q���-
7 Sa 414/18 
1.1 Ca 1666/18 

ArbG Koblenz 

·cksprache Wiedervorlage ► 
B Rec.�tsschutz GmbH Bw·o Mainz

J ustizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

LANDESARBEITSGERICHT 

RHEINLAND-PFALZ 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

- Kläger und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte/r: DGB Rechtsschutz GmbH Büro Mainz, handelnd 
durch Rechtssekretär Christoph Hahn, Kaiserstraße 
26-30, 55116 Mainz

gegen 

Prozessbevollmächtigte/r: 

- Beklagte und Berufungsbeklagte -
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hat die 7. Kammer des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz auf die mündliche 
Verhandlung vom 11. September 2019 durch die Vorsitzende Richterin am Landes­
arbeitsgericht  als Vorsitzende und den ehrenamtlichen Richter und den 
ehrenamtlichen Richter  als Beisitzer für Recht erkannt: 

1. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Kob­

lenz vom 30. Oktober 2018 - 11 Ca 1666/18 - wird auf Kosten des

Klägers zurückgewiesen.

II. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Abgeltung von Urlaubsansprüchen infolge einer nach­

träglich festgestellten Schwerbehinderteneigenschaft. 

Zwischen den Parteien bestand in der Zeit von Mai 2001 bis 30. September 2017 

ein Arbeitsverhältnis. Das Bruttomonatsarbeitseinkommen des Klägers betrug 

2.553, 11 € bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 35 Stunden. Vom 20. Oktober 

2016 bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses war der am 3. Juni 1957 geborene 

Kläger arbeitsunfähig erkrankt. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 5. Februar 2018 stellte das Landesamt für Soziales, 

Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz einen Grad der Behinderung von 50 rück­

wirkend ab dem 7. Dezember 2015 fest. 

Auf das Arbeitsverhältnis des Klägers fanden die Tarifverträge für die Metall- und 

Elektroindustrie Rheinland-Rheinhessen Anwendung. 
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Mit Schreiben vom 29. März 2018 (Kopie BI. 13 d. A.) machte die erstinstanzliche 

Prozessbevollmächtigte des Klägers einen Anspruch auf neun Tage Zusatzurlaub 

für schwerbehinderte Menschen nebst Urlaubsgeld für den Zeitraum vom 7. Dezem­

ber 2015 bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses geltend. 

Mit seiner am 11. Juni 2018 beim Arbeitsgericht eingegangenen, der Beklagten am 

21. Juni 2018 zugestellten Klage verfolgt der Kläger einen Anspruch auf Abgeltung 

des Schwerbehindertenurlaubs nebst Urlaubsgeld weiter. 

Der Kläger hat vorgetragen, 

die Beklagte habe gewusst, dass sein Gesamt-GdB 30 betragen und er einen Än­

derungsantrag ab Dezember 2015 gestellt habe. Dies habe sowohl sein Schichtfüh­

rer Michael W. als auch sein Vorgesetzter in der Härterei gewusst. Die Perso­

nalleiterin Frau W. habe er im Gespräch über den Zustand seiner Hände und die 

daraus folgende Notwendigkeit einer Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz 

über den seinerzeit beabsichtigten Verschlimmerungsantrag informiert. Damit sei 

auch bekannt gewesen, dass er im Falle, dass ihm die Schwerbehinderung zu­

erkannt werde, seinen Anspruch auf Zusatzurlaub für schwerbehinderte Menschen 

geltend machen werde. Daraufhin habe die Personalleiterin erwidert, er solle ein 

Attest besorgen. Dies habe er getan. 

Der Kläger hat erstinstanzlich beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.590,84 € brutto nebst Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechts­

hängigkeit zu zahlen. 

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen. 
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Die Berufung des Klägers hatte daher keinen Erfolg. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Die Voraussetzungen einer 

Revisionszulassung nach § 72 Abs. 2 ArbGG sind nicht erfüllt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Auf die Möglichkeit, die Nichtzulassung der Revision selbständig durch Beschwerde 
anzufechten (§ 72 a ArbGG), wird hingewiesen. 

   

Hinweis: 
Das Bundesarbeitsgericht bittet, sämtliche Schriftsätze, die in Papierform versendet 
werden, in 7-facher Ausfertigung bei dem Bundesarbeitsgericht einzureichen. 
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